
Stand November 2023

S a t z u n g
des Tierschutz Bonn und Umgebung e.V. in der Fassung

- gemäß Beschluss durch die Mitgliederversammlung vom 31.03.1982,
eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts Bonn – Reg.-Nr.: VR 2080;

- Änderung des § 19 Ziff. 1 durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 13.06.1986,
eingetragen im Vereinsregister Blatt 118 am 10.10.1986;

- Änderung des 
§ 2 Ziff. 3 und § 11 Ziff. 2 durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 26.06.1992 
eingetragen im Vereinsregister unter Nr. 2080 am 21.12.1992;

- Ergänzung der §§ 21a und 24a durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 
17.06.1994, eingetragen im Vereinsregister unter Nr. 2080, Bl. 277-284 am 26.11.1996

- Änderung des § 36 durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 28.06.1996, 
eingetragen im Vereinsregister unter Nr. 2080, Bl. 277-284 am 26.11.1996;

- Ergänzung des § 3 Ziff. 2 durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 27.06.1997, 
eingetragen im Vereinsregister unter Nr. 2080, Blatt 308/314 am 28.10.1997;

- Die Mitgliederversammlungen vom 26.04.2004 und 30.06.2006 haben die Änderung der 
Satzung in § 2 (Aufgaben und Ziele) Abs. 3, § 11 (Rechte und Pflichten) Abs. 3, § 16 
(Mitgliedsbeiträge) Abs. 2, § 19 (Zusammensetzung, Rechte und Pflichten) Abs. 5, § 27 
(Befugnisse) Abs.1 und § 36 (Gnadenhof GmbH) Abs. 2 beschlossen.
Eingetragen im Vereinsregister am 29.04.2008

-
Änderung der § 12 (Beendigungsgründe) und 16 (Mitgliedsbeiträge) durch Beschluss der 
Mitgliederversammlung vom 26.06.09
Eingetragen im Vereinsregister am07.04.2010

-
Änderung des § 3 und § 6 (beides redaktionell) vom 16. September 2010
Eingetragen im Vereinsregister am 22.02.2011.

-
- Änderung des § 11 (Rechte und Pflichten) hier neu Absatz 5 gemäß Beschluss der 

Mitgliederversammlung vom 24.06.2011.
Eingetragen im Vereinsregister am 17. August 2011.

 -  1. Änderung des § 8 (Verbleib des Vermögens). 
      Beschluss der Mitgliederversammlung vom 28.06.2019. Eingetragen im       
      Vereinsregister am 29.04.2020
2. Änderung des § 32, Abs. 3 (Einladung zur Mitgliederversammlung). 
      Beschluss der Mitgliederversammlung vom 28.06.2019.  
      redaktioneller Änderung der Abs. 3 und 4 gem. Vorstandsbeschluss
      Eingetragen im Vereinsregister am 29.04.2020



-                Änderung des § 1, Absatz 1 und 2. Beschluss der Mitgliederversammlung vom  
        09. Juli 2021.
         Eingetragen im Vereinsregister am: 03.09.2021

-                Änderung des § 16, neu 16a (Datenschutz in der Mitgliederverwaltung) Beschluss der 
         Mitgliederversammlung vom 24. Juni 2022.
         Eingetragen im Vereinsregister am: 26.09.2022

-          Änderung des § 2 (Aufgaben und Ziele), Änderung § 27 (Befugnisse), 
         Änderung des § 32 (Einberufung), Änderung Überschrift Punkt G, 
         Änderung § 36 (Gnadenhof) durch Beschlüsse der Mitgliederversammlung vom 30.     
         Juni 2023.
         Eingetragen im Vereinsregister am: 07.09.2023

-          Redaktionelle Änderung des Paragraphen 16 (16a) sowie Änderung der  
         Überschrift G (Wegfall Gnadenhof GmbH) gemäß Vorstandsbeschluss vom 
         15.11.2023
         Eingetragen im Vereinsregister am: 13.02.2024
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A. Allgemeines

§ 1

       Name, Sitz und regionaler Tätigkeitsbereich

1. Der Verein führt den Namen „Tierschutz Bonn und Umgebung e.V.“, 

      Tierheim Albert-Schweitzer

      2. Er ist im Vereinsregister VR 2080 des Amtsgerichts Bonn eingetragen.

      3. Sitz und Gerichtsstand sind Bonn.

     4. Seine Tätigkeit erstreckt sich schwerpunktmäßig auf Bonn und Umgebung.

§ 2

Aufgaben und Ziele

1. Der Verein setzt sich zur Aufgabe,

- den Tierschutzgedanken zu vertreten und zu fördern,

- durch Aufklärung, Belehrung und gutes Beispiel Verständnis für das Wesen der Tiere 

zu erwecken,

- ihr Wohlergehen zu fördern,

- Tierquälerei oder Tiermisshandlung oder Tiermissbrauch zu verhüten und

- notfalls deren strafrechtliche Verfolgung, ohne Ansehen der Person des Täters, zu 

veranlassen.

- die Verbreitung des Tier- und Naturschutzgedankens bei der Jugend und die 

Jugendtierschutzarbeit zu fördern.

2. Die Tätigkeit des Vereins erstreckt sich auf den Schutz aller Tiere, also nicht nur auf 

Haustiere, sondern auch auf sogenannte Nutztiere und auf die in Freiheit lebenden Tiere.

3. Der Verein unterhält ein Tierheim,

- in dem Fund- und Abgabetiere sowie verletzte Tiere aufgenommen und versorgt 

werden;

- aus dem Fundtiere möglichst schnell an den jeweiligen Eigentümer zurückgegeben, 

soweit dies nicht möglich ist, in geeignete tierliebende Hände vermittelt und dort 

hinsichtlich des Verbleibs und der ordnungsgemäßen Versorgung kontrolliert werden,

- aus dem wildlebende Tiere nach Möglichkeit wieder in die Natur zurückgegeben 

werden;
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4. Soweit hierdurch die Aufnahme von Fund- und Abgabetieren nicht beeinträchtigt wird, 

können im Tierheim auch Tiere Dritter gegen angemessene Kostenbeteiligung als 

Pensionstiere aufgenommen werden.

5. Der Verein ist konfessionell, weltanschaulich und politisch neutral.

§ 3

Gemeinnützigkeit

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

2. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Ziele. Mittel

des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden.

Die Bildung von steuerlich unschädlichen Rücklagen ist zulässig. Bei der Bildung der 

Rücklagen sind die Vorschriften der Abgabenordnung über die Gemeinnützigkeit von 

Vereinen zu beachten.

3. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch

Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe 

Vergütung begünstigt werden. 

4. Dies gilt auch für Vorstandsmitglieder. Einzelne Vorstandsmitglieder können mit Zustimmung
des Gesamtvorstandes für wiederkehrende Auslagen eine angemessene Pauschalerstattung 
erhalten.

5. Vorstandsmitglieder und andere im Auftrag des Vereins ehrenamtlich tätige Personen können 
Ihre Aufwendungen in nachgewiesener Höhe vom Verein ersetzt bekommen. 

§ 4
    Organisation

1. Organe des Vereins sind

- Geschäftsführender Vorstand (§ 17 – 22)
- Gesamtvorstand (§ 26 – 29)
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- Mitgliederversammlung (§ 30 – 34)
- Rechnungsprüfer (§ 35)

2. Auf Vorschlag des/der Vorsitzenden und mit Zustimmung des Gesamtvorstandes können nach
Bedarf Untergliederungen gebildet werden (z.B. Außenstellen, Stadt- und Jugendgruppe).

3. Darüber hinaus kann der Geschäftsführende Vorstand auch Mitgliedern, die nicht dem 
Gesamtvorstand bzw. einer Untergliederung des Vereins angehören, jederzeit widerrufbare 
Aufgaben übertragen.

§ 5
Mitgliedschaft in Dachverbänden

Über die Mitgliedschaft des Vereins in Dachverbänden und anderen Organisationen entscheidet der 
Gesamtvorstand.

§ 6
Satzungsänderungen

1. Satzungsänderungen bedürfen der Zustimmung  in einer Mitgliederversammlung 
¾ der gültig abgegebenen Stimmen. 

2. Der Geschäftsführende Vorstand ist berechtigt, auf Verlangen des Gerichts an dieser Satzung 
Änderungen vorzunehmen. Ferner darf er redaktionelle Änderungen durchführen. 
Voraussetzung ist jedoch in beiden Fällen, dass hierdurch der Wesensgehalt der Satzung 
unangetastet bleibt.

§ 7
Auflösung des Vereins

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit Zustimmung von 
4/5 der Anwesenden erfolgen.

2. Die Mitgliederversammlung bestellt die Liquidatoren.

3. Zur Beschlussfassung der Liquidation ist die Einstimmigkeit erforderlich.

4. Die Rechte und Pflichten der Liquidatoren bestimmen sich nach den Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 47 ff.)

§ 8
Verbleib des Vermögens

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das Vermögen des Vereins
an den Bund gegen Missbrauch der Tiere e.V., der es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.
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B. Mitgliedschaft

§ 9
Voraussetzungen

1. Mitglied des Vereins kann jede unbescholtene natürliche Person werden, die das 16. 
Lebensjahr vollendet hat und von der nicht zu erwarten ist, dass sie ihre Mitgliedschaft für 
schädigende oder den Grundsätzen des Tierschutzes entgegenstehende oder vordergründige 
persönliche, geschäftliche oder sonstige eigennützige Zwecke missbraucht.

2. Juristische Personen, insbesondere Vereine, können als körperschaftliche Mitglieder 
aufgenommen werden.

§ 10
Aufnahme und Ablehnung

1. Über die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet auf schriftlichen Antrag

a) in Fällen natürlicher Personen der Geschäftsführende Vorstand
b) in Fällen juristischer Personen der Gesamtvorstand.

2. Die Mitgliedschaft beginnt mit der Aushändigung der Mitgliedskarte.

3. Zur Ablehnung der Mitgliedschaft ist die vorherige Zustimmung des Gesamtvorstandes 
erforderlich. Die Ablehnung ist unanfechtbar. Die Gründe können auf Verlangen mitgeteilt 
werden.

§ 11
Rechte und Pflichten

1. Von den Mitgliedern des Vereins wird erwartet, dass sie sich für die Ziele des Vereins 
einsetzen und im Rahmen ihrer Möglichkeiten den Vorstand unterstützen.

2. Insbesondere kommen hierfür in Betracht

- aktive Mitarbeit,
- Werben von Mitgliedern,
- Eröffnen von Finanzierungsquellen,
- Beitrags- und Spendenzahlungen.

3. Jedes Mitglied ist berechtigt, an der Willensbildung im Verein teilzuhaben. Soweit dies nicht 
in den Mitgliederversammlungen im Rahmen des Antrags-, Diskussion- und Stimmrechts 
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geschieht, können dem Vorstand auch außerhalb der Mitgliederversammlungen Anregungen 
unterbreitet werden, die dieser im Rahmen seiner Arbeit zu würdigen hat.

4. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Die Übertragung des Stimmrechts ist unzulässig.

5. Für die Tiere des Tierheims werden täglich mehrere Stunden so genannte Kontaktzeiten  
             eingerichtet. Die Kontaktzeit soll der Pflege, der Steigerung des Wohlbefindens, dem Erhalt    
             der Gesundheit und der Förderung der sozialen Kompetenz der Tiere dienen. Während der  
             Kontaktzeit haben Mitglieder die Möglichkeit Kleintiere zu streicheln, mit Katzen zu spielen,  
             Hunde auszuführen etc. Voraussetzungen dazu müssen mit den entsprechenden Ressortleitern 
             vorab abgestimmt werden. Der Einsatz der Mitglieder erfolgt rein freiwillig und ehrenamtlich.
             Der Geschäftsführende Vorstand kann die Kontaktzeiten einschränken oder kurzzeitig 
             aussetzen, wenn dies der betriebliche Ablauf in Ausnahmefällen notwendig macht. 

§ 12
Beendigungsgründe

Die Mitgliedschaft endet durch

1. Austritt
2. Ausschluss
3. Tod.
4. Automatische Beendigung bei Beitragsrückstand, siehe § 16 Punkt 5 der Satzung

§ 13
          Austritt

1. Der Austritt ist gegenüber dem Geschäftsführenden Vorstand schriftlich zu erklären.

2. Er wird von diesem ebenfalls schriftlich bestätigt.

3. Bereits gezahlte Beiträge bleiben, ungeachtet ihrer zeitlichen Bestimmung, Eigentum des 
Vereins.

§ 14
       Ausschluss

1. Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn

a) eine Aufnahmevoraussetzung für die Mitgliedschaft nicht mehr gegeben ist,
b) es dem Zweck des Vereins oder bestehenden Tierschutzbestimmungen oder 

-anordnungen zuwiderhandelt,
c) es in einer anderen Weise den Verein oder die Tierschutzbestimmungen schädigt oder 

Unfrieden im Verein stiftet,
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d) es mit der Entrichtung des Jahresbeitrages trotz zweifacher Mahnung im Rückstand 
bleibt.

2. Über den Ausschluss entscheidet der Gesamtvorstand (Abschn. E) mit 2/3 Mehrheit der 
Anwesenden. Dem Betroffenen ist vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, auf 
Wunsch auch mündlich vor dem Gesamtvorstand.

3. Die Bekanntgabe des Beschlusses an den Betroffenen erfolgt durch Einschreibebrief.

4. Der Ausschluss wird mit der Beschlussfassung wirksam.

§ 15
    Ehrenmitglieder

1. Der Gesamtvorstand kann Personen zu Ehrenmitgliedern ernennen, die sich um den Tierschutz
im Allgemeinen oder den Verein im Besonderen in hervorragender Weise Verdienste 
erworben haben.

2. Ehrenmitglieder haben das Recht, an den Sitzungen des Gesamtvorstandes beratend 
teilzunehmen.

3. Ehrenmitglieder sind von der Beitragszahlung befreit.

4. Ansonsten gelten die für ordentliche Mitglieder maßgebenden Bestimmungen.

§ 16
    Mitgliedsbeiträge

1. Von Mitgliedern sind unaufgefordert Mitgliedsbeiträge zu entrichten.

2. Die Beiträge sind bereits Anfang des Jahres, möglichst für das ganze Jahr im Voraus, zu 
zahlen. Der Mitgliedsbeitrag ist im 1. Quartal des Kalenderjahres unaufgefordert zu entrichten.

3. Mitgliedern können vom Geschäftsführenden Vorstand die Beiträge gestundet bzw. teilweise 
oder ganz erlassen werden.

4. Über die Beitragshöhe entscheidet die Mitgliederversammlung.

5. Sobald ein Mitglied mit der Zahlung eines kompletten Jahresbeitrages im Rückstand ist, endet 
            die Mitgliedschaft automatisch zum Ende des Geschäftsjahres, in dem der Rückstand eintritt. 
            Eines gerichtlichen oder außergerichtlichen Mahnverfahrens bedarf es nicht. 

§ 16 a 
Datenschutz in der Mitgliederverwaltung

1. Der  Tierschutz  Bonn  und  Umgebung  e.V.  verarbeitet  personenbezogene  Daten  seiner
Mitglieder   (Einzelangaben über  persönliche und sachliche Verhältnisse)  unter  Einsatz  von
Datenverarbeitungsanlagen (EDV) zur Erfüllung der gemäß dieser Satzung zulässigen Zwecke
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und Aufgaben, beispielsweise im Rahmen der Mitgliederverwaltung. Dies betrifft insbesondere
folgende Mitgliederdaten: Name, Anschrift und bei Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats
die  Bankverbindung.  Bei  Bedarf  können  die  Kontaktdaten  bezüglich  der  Erreichbarkeit
(Telefonnummer,  E-Mail-Adresse)  ebenfalls  verarbeitet  werden.  Der  Tierschutz  Bonn  und
Umgebung e.V. arbeitet  mit  einem Rechnungswesenprogramm. Jedem Vereinsmitglied wird
eine Mitgliedsnummer zugeordnet.

2. Der Verein beachtet die Datenschutzgrundsätze und versichert, personenbezogene Daten über
die Zwecke der Mitgliederverwaltung und Buchhaltung hinaus nur zu verarbeiten, wenn dies
zur Förderung des Vereinszwecks erforderlich ist und keine übergeordneten Schutzinteressen
der Verarbeitung entgegenstehen. Ein Datenverkauf ist nicht statthaft. 

3. Die personenbezogenen Daten werden dabei durch geeignete technische und organisatorische
Maßnahmen vor unbefugter Kenntnisnahme Dritter geschützt. 

  
4. Jedem Mitglied stehen im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften die Betroffenenrechte zu. 

  
5. Bei Austritt oder Ausschluss eines Mitgliedes werden die hinterlegten Daten wie Name,   

            Adresse, Bankverbindung etc. nach Ablauf des Kalenderjahres im Rechnungswesenprogramm
            gelöscht. Eine Zuordnung über den Zahlungsverlauf kann auch nach einer Löschung der
            Stammdaten mittels OPOS-Konto und Kontoauszug im Rahmen der gesetzlichen      
            Nachvollziehbarkeit erfolgen. Die Unterlagen wie Beitrittserklärung etc. werden nach Ablauf
           der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist vernichtet und bis dahin vor unberechtigtem Zugriff  
           ordnungsgemäß aufbewahrt. 

     6.    Aus den hinterlegten Daten im Rechnungswesenprogramm wird die Mitgliederliste aller  
            aktiven Mitglieder erstellt, die als Datei oder in Papierform vorliegen kann. Die Mitgliederliste
            wird nicht an Dritte weitergegeben, nicht zur Einsicht durch Dritte zur Verfügung gestellt und   
            auch nicht öffentlich ausgehängt. Die Mitgliederliste wird ausschließlich vereinsintern durch  
            Vorstandsmitglieder, befugte Ehrenamtliche oder Mitarbeiter verarbeitet. Ausnahmsweise ist  
            eine Weitergabe auch rechtlich zulässig, soweit der Verein einer gesetzlichen Verpflichtung  
            gegenüber Behörden oder gegenüber anderweitig Berechtigten verpflichtet ist, bestimmte  
            personenbezogene Daten zu melden.

C. Geschäftsführender Vorstand

§ 17
         Stellung

1. Vorstand des Vereins im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches ist der Geschäftsführende 
Vorstand.

2. Dieser vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich.

§ 18
       Aufgaben
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1. Dem Geschäftsführenden Vorstand obliegt die Leitung des Vereins.

2. Er ist für alle Aufgaben zuständig, die nicht durch diese Satzung einem anderen Vereinsorgan 
übertragen sind.

3. Er soll die Mitglieder des Gesamtvorstandes regelmäßig über wesentliche Vereinsange- 
legenheiten informieren.

4. Er erstattet der ordentlichen Mitgliederversammlung Rechenschaftsbericht in Form eines 
Jahresberichts mit Rechnungsabschluss für das abgelaufene Geschäftsjahr und gibt einen 
Ausblick über die Finanzierungssituation des Vereins im folgenden Geschäftsjahr 
(Wirtschaftsplan).

§ 19
Zusammensetzung, Rechte und Pflichten

1. Der Geschäftsführende Vorstand besteht aus

- dem/der Vorsitzenden      sowie
- einem/einer ersten, zweiten, dritten und vierten Stellvertreter/in

(stellvertretende/r Vorsitzende/r).

2. Der/Die Vorsitzende leitet den Geschäftsführenden Vorstand nach Maßgabe von Gesetz und 
Satzung.

3. Der Geschäftsführende Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, in der die 
Aufgabenbereiche der Vorstandsmitglieder abgegrenzt sind. Die Geschäftsordnung bedarf der 
vorherigen Zustimmung des Gesamtvorstandes.

4. Die Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes sind im Außenverhältnis jeweils allein 
vertretungsberechtigt, im Innenverhältnis jedoch an die Geschäftsordnung gebunden.

5. Für Zahlungen und zur Eingehung von Verpflichtungen über mehr als Euro 3.000,00 im 
Einzelfall sind nur zwei Mitglieder gemeinsam befugt.

6. Die Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes sind wie alle im Verein mit Ämtern oder 
Aufträgen betrauten Personen dem Verein für die gewissenhafte Führung der Geschäfte 
verantwortlich.

7. Wegen der mit den Vorstandsämtern verbundenen erheblichen Arbeitsbelastung dürfen die 
Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes in keinem anderen Verein ein Vorstandsamt 
ähnlicher Belastung innehaben.

§ 20
  Beschlussfassung
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1. Der Geschäftsführende Vorstand ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder eingeladen 
und mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Die Einladung kann formlos 
erfolgen.

2. Der Geschäftsführende Vorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit der Anwesenden.

3. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden bzw. des die Sitzung leitenden 
Vorstandsmitgliedes den Ausschlag.

4. Wichtige Vorstandsbeschlüsse sind schriftlich festzuhalten, von den beschließenden 
Mitgliedern des Geschäftsführenden Vorstandes zu unterschreiben und dem Gesamtvorstand 
zur Kenntnis zu bringen.

§ 21
Wahl und Amtsdauer

1. Die Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung 
für die Dauer von vier Jahren in offener, auf Verlangen eines Mitgliedes in geheimer Wahl 
gewählt.

2. Die Mitgliederversammlung wählt zum Zwecke der Wahl der Mitglieder des 
Geschäftsführenden Vorstandes einen Wahlleiter und drei Wahlhelfer (Wahlvorstand).

3. Gewählt wird nach Listen, ausnahmsweise nach Beschluss der Mitgliederversammlung durch 
Persönlichkeitswahl.

4. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhalten hat. Stimmen, deren 
Ungültigkeit der Wahlleiter feststellt, gelten als nicht abgegeben. Hat niemand mehr als die 
Hälfte der gültigen Stimmen erhalten, so ist eine Mehrheitsbildung durch Stichwahl 
herbeizuführen. Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das vom Wahlleiter zu ziehende 
Los.

5. Bei Persönlichkeitswahl erhält der neu gewählte Vorsitzende jeweils das erste 
Vorschlagsrecht für die Wahl der weiteren Vorstandsmitglieder.

6. Die in einer Mitgliederversammlung gewählten Vorstandsmitglieder erklären erst nach 
Abschluss aller Wahlvorgänge, ob sie ihre Ämter annehmen.

7. Die Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes bleiben bis zum Schluss der 
Mitgliederversammlung, in der ein neuer Vorstand gewählt wurde, im Amt.

8. Wiederwahl ist zulässig.

9. Scheiden Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes vorzeitig aus, so haben in der 
nächsten Mitgliederversammlung Nachwahlen zu erfolgen.
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10. Bei einem vorzeitigen Ausscheiden von drei Mitgliedern des Geschäftsführenden Vorstandes 
ist zum Zwecke der Nachwahl eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen.

11. Die Ämter nachgewählter Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes enden mit der 
Neuwahl eines Geschäftsführenden Vorstandes.

§ 21 a
Verfahren bei Nachwahlen einzelner Personen für 1-2 ausgeschiedene Mitglieder

des Geschäftsführenden Vorstandes

1. Nachwahlen sind nur zulässig, wenn sie im Rahmen der Einladung zur 
Mitgliederversammlung (§ 32 Abs. 3) in der Tagesordnung angekündigt werden. Dabei ist das
ausscheidende Vorstandsmitglied zu benennen. Die nach zu besetzende Position ist zu 
bezeichnen.

2. Der/Die Vorsitzende – bei Abwesenheit der/die Versammlungsleiter/in – hat das 
Erstvorschlagsrecht.

3. Anschließend hat jedes stimmberechtigte Vereinsmitglied das Recht, weitere Kandidaten 
vorzuschlagen. Die Vorschläge sind vom Wahlleiter schriftlich festzuhalten und vor der 
Abstimmung zu verlesen.

4. Bei offener Wahl ist die Stimmzahl für jeden einzelnen Kandidaten einzuholen. Ein 
anwesendes stimmberechtigtes Mitglied kann seine Stimme nur einem Kandidaten geben. 
Liegen insgesamt mehr Stimmabgaben vor als stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind, so 
ist der Wahlgang zu wiederholen.

5. Bei geheimer Wahl schreibt jedes anwesende stimmberechtigte Mitglied zumindest den 
Familiennamen des Kandidaten seiner Wahl auf den Stimmzettel bzw. das Wort „Enthaltung“.

6. § 21 Abs. 4 – 6 gelten entsprechend.

§ 22
  Misstrauensvotum

1. Einem Mitglied des Geschäftsführenden Vorstandes kann vom Gesamtvorstand mit 2/3 
Mehrheit der Anwesenden das Misstrauen ausgesprochen werden.

2. Das Misstrauensvotum bedarf der Bestätigung durch die Mitgliederversammlung, die auch 
selbst die Initiative ergreifen kann, mit 2/3 Mehrheit der Anwesenden.

3. Die Mitgliederversammlung ist innerhalb von vier Wochen einzuberufen.

4. Wird das Misstrauensvotum durch die Mitgliederversammlung bestätigt, ist das Mitglied des 
Geschäftsführenden Vorstandes mit sofortiger Wirkung seines Amtes enthoben.
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5. Der Beschluss, der zur Aussprache eines Misstrauensvotums geführt hat, ist unanfechtbar.

6. Die Neuwahl soll sofort durchgeführt werden.

7. Ist ein Misstrauensvotum gegen den Vorsitzenden des Vereins gerichtet, wählt die 
Mitgliederversammlung mit 2/3 Mehrheit der Anwesenden einen Versammlungsleiter.

8. Im Falle der Wirksamkeit des Misstrauensvotums gegen den Vorsitzenden sorgt der 
vorgenannte Versammlungsleiter dafür, dass die Mitgliederversammlung noch in derselben 
Sitzung einen Interimsvorstand wählt.

9. Dessen Amtszeit soll nicht länger als drei Monate dauern.

10. Seine Aufgabe ist es, die Handlungsfähigkeit des Vereins aufrechtzuerhalten und möglichst 
innerhalb eines Monats eine außerordentliche Mitgliederversammlung zur Wahl eines neuen 
Geschäftsführenden Vorstandes einzuberufen.

D. Beirat

§ 23
Stellung und Aufgaben

1. Zur Unterstützung des Geschäftsführenden Vorstandes, aber auch, um ihm in seiner Arbeit 
eine breitere Basis zu verschaffen, wird ein Beirat gewählt.

2. Seine Mitglieder gehören dem Gesamtvorstand (Abschnitt E) an.

3. Die Zahl der Mitglieder des Beirates soll mindestens fünf und höchstens zehn Personen 
betragen.

4. Die Mitglieder des Beirates sollen auf Vorschlag des Vorsitzenden Ressortweise, fallweise 
auch Projekt bezogen Aufgaben übernehmen.

5. Aus den Reihen des Beirates sind auf Vorschlag des Vorsitzenden ein Protokollführer und 
zwei Stellvertreter für die Sitzungen des Gesamtvorstandes zu bestellen.

§ 24
Wahl

1. Die Mitglieder des Beirates werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier 
Jahren in offener, auf Verlangen eines Mitgliedes in geheimer Wahl gewählt.

2. Bezüglich des Wahlvorganges gilt § 21 Abs. 2 und 4 entsprechend.

3. Der Vorsitzende hat das erste Vorschlagsrecht.
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4. In jeder Mitgliederversammlung können im Rahmen von § 23 Abs. 3 Wahlen bzw. 
Nachwahlen erfolgen. Diese sind durchzuführen, wenn die Zahl der Mitglieder weniger als 
fünf Personen beträgt.

5. Die Mitglieder des Beirates bleiben bis zum Schluss der Mitgliederversammlung, in der ein 
neuer Geschäftsführender Vorstand gewählt wird, im Amt.

6. Wiederwahl ist zulässig.

§ 24 a
Verfahren bei Nachwahlen einzelner Personen für 1-2 ausgeschiedene Beiratsmitglieder

§ 21 a gilt entsprechend.

§ 25
  Misstrauensvotum

1. Einem Mitglied des Beirates kann vom Gesamtvorstand mit 2/3 Mehrheit der Anwesenden das
Misstrauen ausgesprochen werden.

2. Das vom Misstrauensvotum betroffene Beiratsmitglied ist mit sofortiger Wirkung seines 
Amtes enthoben.

3. Der Beschluss ist unanfechtbar.

4. Der folgenden Mitgliederversammlung ist über den Grund des Misstrauensvotums zu 
berichten; dabei ist dem betroffenen Beiratsmitglied im Rahmen der Tagesordnung 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

E. Gesamtvorstand

§ 26
         Allgemeines

1. Die Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes und die Beiratsmitglieder bilden den 
Gesamtvorstand.

2. Der Gesamtvorstand tritt nach Bedarf, mindestens in Zeitabständen, zusammen. Die 
Einladung kann formlos erfolgen.

3. Er tritt ferner zusammen, wenn mindestens fünf Mitglieder des Gesamtvorstandes dies 
verlangen.
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§ 27
        Befugnisse

1. Soweit nicht bereits an anderer Stelle dieser Satzung gesondert geregelt, beschließt der 
Gesamtvorstand insbesondere über folgende Angelegenheiten:

a) Einzelausgaben von mehr als Euro 5.000,00, ausgenommen wiederkehrende Kosten    
                          für Futter, Energie und Ähnliches,

b) Verträge, die den Verein länger als ein Jahr binden, ausgenommen Personal,
c) Einrichtung neuer Stellen für Personal,
d) Annahme von Zuwendungen unter Lebenden und des Todes wegen, die mit 

wiederkehrenden Verpflichtungen verbunden sind,
e) Darlehen,
f) Verträge, die Mitglieder des Gesamtvorstandes begünstigen.

2. Ist Gefahr im Verzug und wird ein Vorschlag von ¾ der Mitglieder des Geschäftsführenden 
Vorstandes unterstützt, kann der Geschäftsführende Vorstand auch ohne vorherige 
Zustimmung des Gesamtvorstandes handeln. Die Zustimmung des Gesamtvorstandes ist in 
diesem Fall nachträglich einzuholen. Wird diese nicht erteilt, hat der Vorsitzende im Rahmen 
seines Rechenschaftsberichts während der nächsten Mitgliederversammlung über den Vorgang
zu berichten.

§ 28
   Beschlussfassung

1. Der Gesamtvorstand ist beschlussfähig, wenn bei Einladung aller Mitglieder mindestens die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist.

2. Er beschließt unter dem Vorsitz des Vorsitzenden bzw. seines Abwesenheitsvertreters 
grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der Stimmen der Anwesenden, wenn nicht eine 
qualifizierte Mehrheit erforderlich ist.

3. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

4. Beschlüsse sind noch während der Sitzung zu protokollieren und vom Vorsitzenden und dem 
Protokollführer abzuzeichnen.

5. Im übrigen sind den Sitzungsprotokollen Anwesenheitslisten beizufügen.

6. Gegen Beschlüsse des Gesamtvorstandes hat der Vorsitzende bzw. sein Abwesenheitsvertreter
ein Vetorecht mit aufschiebender Wirkung, wenn er als der für den Verein Verantwortlicher 
diese nicht mittragen kann. Macht er hiervon Gebrauch, entscheidet die 
Mitgliederversammlung endgültig.

7. Das Protokoll der Sitzung des Gesamtvorstandes ist in der folgenden Sitzung zu verlesen und 
ist mit 2/3 Mehrheit der Stimmen der Anwesenden angenommen.
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§ 29
         Pflichten

1. Von den Mitgliedern des Gesamtvorstandes wird in besonderem Maße erwartet, dass sie sich 
aktiv hinter die satzungsmäßigen Ziele und Intentionen des Vereins und der Dachverbände 
stellen, den Geschäftsführenden Vorstand kollegial unterstützen und das Ansehen des Vereins 
wahren und mehren.

2. Im Namen des Vereins dürfen sie im Außenverhältnis nur dann und nur soweit tätig werden, 
wie dies mit dem Geschäftsführenden Vorstand abgestimmt ist.

3. Wie alle übrigen Vereinsmitglieder dürfen auch die Mitglieder des Gesamtvorstandes für den 
Verein keine Geldbeträge entgegennehmen; ist dies aus gegebenem Anlass unvermeidbar, 
haben sie diese unverzüglich an die Kasse des Vereins abzuführen.

4. Die Sitzungen des Gesamtvorstandes wie die des Geschäftsführenden Vorstandes unterliegen 
der Vertraulichkeit.

F. Mitgliederversammlung

§ 30
          Stellung

1. Die Mitgliederversammlung ist das tragende Organ des Vereins.

2. Sie soll einmal jährlich im ersten Halbjahr als ordentliche und aus gegebenem Anlass als 
außerordentliche Mitgliederversammlung zusammentreten.

§ 31
       Aufgaben

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung nimmt vom Geschäftsführenden Vorstand

a) den Jahresbericht mit Rechnungsabschluss für das abgelaufene Geschäftsjahr als 
Rechenschaftsbericht,

b) den Bericht der Rechnungsprüfer über die Prüfung der Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungsführung des Geschäftsführenden Vorstandes

entgegen und beschließt über dessen Entlastung.

2. Im Übrigen ist die Mitgliederversammlung zuständig für

- Satzungsänderungen (§ 6 Abs. 1),
- die Auflösung des Vereins (§ 7 Abs. 1 und 2),
- die Festlegung der Beitragshöhe (§ 16 Abs. 4),
- die Wahl der Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes (§ 21 Abs. 1 und 2),

18



- die Wahl der Mitglieder des Beirates (§ 24 Abs. 1),
- Entscheidungen über Beschlüsse des Gesamtvorstandes, gegen die der Vorsitzende 

sein Veto einlegt (§ 28 Abs. 6),
- die Wahl der Rechnungsprüfer (§ 35 Abs. 7).

§ 32
       Einberufung

1. Mitgliederversammlungen werden vom Vorsitzenden des Vereins einberufen.

2. Dieser hat eine Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn der Gesamtvorstand mit 2/3 
Stimmen der Anwesenden oder 20 % der Mitglieder des Vereins dies fordern.

3. Die Einladung wird schriftlich veröffentlicht, durch Aushang im Tierheim Bonn und auf der  
             Internetseite des Tierheims Bonn mit einer Frist von mindestens drei Wochen unter Angabe    
             der Tagesordnung. 
            

4. Maßgebend für die Einhaltung der Frist ist der Nachweis des Datums der Veröffentlichung auf
             der Internetseite des Vereins (www.tierheimbonn.de).

§ 33
          Anträge

1. Anträge der Vereinsmitglieder sind mindestens acht Tage vor dem Beginn der 
Mitgliederversammlung schriftlich mit kurzer Begründung beim Geschäftsführenden Vorstand
einzureichen.

2. Maßgebend für die Einhaltung der Frist ist der Poststempel des Antragsschreibens.

3. Fristgerecht eingegangene Anträge sind nachträglich auf die Tagesordnung zu setzen und vom
Geschäftsführenden Vorstand in der Mitgliederversammlung bekannt zu geben.

4. Später eingehende Anträge werden als Dringlichkeitsanträge behandelt, die von der 
Mitgliederversammlung zugelassen werden können.

§ 34
  Beschlussfassung

1. Mitgliederversammlungen werden von Vorsitzenden bzw. seinem Abwesenheitsvertreter 
geleitet.

2. Sie sind ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig.
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3. Soweit nicht an anderer Stelle dieser Satzung eine qualifizierte Mehrheit gefordert ist, 
beschließt die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der Anwesenden.

4. Wenn mindestens 1/3 der Anwesenden dies im Einzelfall fordert, ist geheim abzustimmen.      
§ 21 Abs. 1 bleibt von dieser Bestimmung unberührt.

5. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung.

6. Ungültige Stimmen bzw. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt.

7. Über die Verhandlungen und Beschlüsse ist ein Protokoll aufzunehmen, welches von dem die 
Versammlung leitenden Vorsitzenden und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist.

8. Dessen ungeachtet sind Beschlüsse noch während der Sitzung schriftlich niederzulegen, zu 
verlesen und vom Vorsitzenden und dem Protokollführer zu unterschreiben.

9. In den Mitgliederversammlungen sind Anwesenheitslisten zu führen.

G. Wirtschaftsprüfung, Geschäftsjahr

§ 35
     Rechnungsprüfer

1. Das Haushalts-, Kassen- und Rechnungsjahr des Vereins ist für jedes abgelaufene 
Geschäftsjahr von zwei Rechnungsprüfern zu prüfen, die nach Vorbildung bzw. Sachverstand 
hierzu geeignet sind.

2. Ihnen sind auf Anforderung sämtliche einschlägige Unterlagen vorzulegen und alle Auskünfte 
zu erteilen.

3. Die Rechnungsprüfer sollen nicht allein die Bücher und den Kassenbestand, sondern auch die 
Wirtschaftsführung des Geschäftsführenden Vorstandes prüfen.

4. Sie sollen auch unvermutete Buch- und Kassenprüfungen vornehmen.

5. Über das Ergebnis ihrer Prüfung ist der ordentlichen Mitgliederversammlung schriftlicher 
Bericht zu erstatten. Darin sind auch die Gesamtsumme der Aufwandserstattungen an den 
Gesamtvorstand und die Anzahl der Empfänger zu nennen. Der Bericht ist zu verlesen und 

den Mitgliedern auf Verlangen zur Einsicht vorzulegen.

6. Die Rechnungsprüfer dürfen nicht Mitglieder des Gesamtvorstandes sein. Sie dürfen während 
ihrer Amtsdauer nicht in einer Geschäftsverbindung zum Verein stehen.

7. Sie und zwei Vertreter werden in der ordentlichen Mitgliederversammlung für die Dauer von 
vier Jahren gewählt.

8. Wiederwahl ist zulässig.
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§ 36 Gnadenhof GmbH 

        Dieser Paragraph entfällt ersatzlos.

§ 37
      Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

_____________________
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